
— die bisherige Unbescholtenheit und der gute Leu­
mund des Angeklagten;

— die Tatsache, daß der Täter, der ein Kind sexuell 
mißbraucht hat, stets hilfsbereit ist, seine Arbeiten 
gewissenhaft verrichtet und sich sonst jungen Men­
schen gegenüber vorbildlich verhält;

— die Tatsache, daß der Täter in einem sozialistischen 
Kollektiv arbeitet, das einen positiven Einfluß auf 
ihn ausübt und bereit ist, die Bürgschaft für ihn zu 
übernehmen usw.

Bei der schweren Schädigung des sozialistischen Eigen­
tums nach § 162 Abs. 1 Ziff. 1 StGB trifft das auf solche 
Umstände zu wie gute Arbeitsleistungen, Bereitschaft 
zur Qualifizierung, sonstige vorbildliche Einsatzbereit­
schaft, aktive gesellschaftliche Tätigkeit, gutes Ansehen 
im Betrieb, kollegiale, kameradschaftliche Einstellung 
und Hilfsbereitschaft usw.
Die positiven Umstände im sonstigen Verhalten des Tä­
ters können nicht zum Ausschluß der Qualifizierungs­
norm nach § 62 Abs. 3 StGB herangezogen werden, son­
dern nur bei der Festsetzung der Höhe der anzuwen­
denden Strafe innerhalb des Strafrahmens der Quali­
fizierungsnorm berücksichtigt werden, es sei denn, daß 
ein nachträgliches Verhalten nach § 62 Abs. 2 StGB 
vorliegt.
Zweitens: Qualifizierungsnormen, bei denen sich die 
gesetzliche Strafschärfung nicht nur aus der erhöhten 
Tatschwere ergibt, sondern maßgeblich durch die un­
günstigen erzieherischen Voraussetzungen in der Per­
sönlichkeit des Täters mitbestimmt wird, insbesondere 
seine in der Tat zum Ausdruck kommende mangelnde 
Bereitschaft, sich verantwortungsbewußt zu verhalten 
und aus bisherigen gesellschaftlichen Einwirkungen die 
richtigen Lehren zu ziehen.
Das betrifft vor allem die gesetzlichen Rückfallbestim­
mungen. Das Gesetz verschärft die Strafe, weil die 
erneute Begehung einer so schweren Straftat (z. B. 
vorsätzliche Tötung, Vergewaltigung, Raub) trotz vor­

angegangener Bestrafung wegen einer gleichen oder 
anderen schweren Straftat bzw. die erneute Tatbege­
hung trotz mehrerer vorangegangener Bestrafungen mit 
Freiheitsstrafe zeigt, daß sich der Täter der gesell­
schaftlichen Einwirkung verschließt und deshalb eine 
nachhaltige Bestrafung erforderlich ist, um ihn zu 
einem disziplinierten, verantwortungsbewußten Ver­
halten zu erziehen.
Bei der Prüfung und Entscheidung der Frage, ob die 
Rückfallschärfung ausnahmsweise nach § 62 Abs. 3 StGB 
nicht anzuwenden ist, muß von der Gesamtwürdigung 
aller Umstände hinsichtlich der Tat und der Persönlich­
keit des Täters ausgegangen werden. Hier sind insbe­
sondere auch solche Umstände zu berücksichtigen, die 
die Fähigkeit und Bereitschaft des Täters charakteri­
sieren, künftig seiner Verantwortung gegenüber der 
Gesellschaft nachzukommen und die Lehren aus voran­
gegangenen Bestrafungen zu ziehen. Das Modell dafür 
liefert § 44 StGB (obwohl es sich dabei nicht um einen 
Anwendungsfall des § 62 Abs. 3 StGB handelt).
Die Strafschärfung wird davon abhängig gemacht, ob 
„der Charakter und die Schwere der gesamten straf­
baren Handlungen sowie die Persönlichkeit des Täters 
eine besonders nachhaltige Bestrafung erfordern ...“ 
Das Gesetz geht davon aus, daß im Regelfall die Straf­
tat beim Vorliegen der qualifizierenden Merkmale eine 
erhöhte Schwere hat und die gesetzlich angedrohte 
schärfere Strafe erforderlich ist. Die Regelung des § 62 
Abs. 3 StGB darf deshalb nicht zur Umgehung der ge­
setzlich geforderten Strafschärfung benutzt werden.
Die Nichtanwendung der Qualifizierungsnorm trotz 
Vorliegens der gesetzlichen Qualifizierungsmerkmale be­
sitzt mehr oder weniger Ausnahmecharakter. Das wird 
auch aus der systematischen Stellung des § 62 Abs. 3 
StGB als „außergewöhnlicher Strafmilderungsgrund'1 
sichtbar. Deshalb ist besonders sorgfältig zu prüfen 
und zu begründen, aus welchen Umständen sich er­
gibt, daß eine Erhöhung der Tatschwere nicht eingetre­
ten ist.

JOSEF PASLER, Richter am Obersten Gericht

Vertrauensmißbrauch als Straftat gegen die Volkswirtschaft
Im Zuge der weiteren Ausgestaltung des ökonomischen 
Systems als Kernstück des entwickelten Systems des 
Sozialismus nimmt die Bedeutung ökonomischer Ent­
scheidungen in allen Bereichen der Volkswirtschaft zu. 
Infolge der höheren Eigenverantwortlichkeit der Be­
triebe und Kombinate und der schrittweisen Durch­
setzung des Prinzips der Eigenerwirtschaftung der Mit­
tel für die erweiterte Reproduktion wächst die Verant­
wortung der Wirtschaftsfunktionäre. Mit der zunehmen­
den Arbeitsteilung innerhalb der Volkswirtschaft und 
dem auf dieser Grundlage sich ständig erhöhenden Grad 
der zwischenbetrieblichen Kooperation können falsche 
Leitungsentscheidungen volkswirtschaftlich schädliche 
Auswirkungen haben, die weit über den dem einzelnen 
Betrieb entstehenden wirtschaftlichen Schaden hinaus­
gehen.

Die Funktion des Tatbestands des Vertrauensmißbrauchs

Die Volkswirtschaft vor dem Mißbrauch von Leitungs­
befugnissen zu schützen, ist daher auch für das Straf­
recht eine bedeutsame Aufgabe. Dieser Entwicklung 
Rechnung tragend, wurde der Tatbestand des Ver­
trauensmißbrauchs als Straftat gegen die Volkswirt­
schaft ausgestaltet (§ 165 StGB). Er richtet sich gegen 
den Mißbrauch von Befugnissen zum Schaden der

Volkswirtschaft oder zur Erlangung erheblicher persön­
licher Vorteile für sich oder andere.
Unter dem Begriff „Volkswirtschaft“ ist nicht nur die 
Sphäre der materiellen Produktion (d. h. die Zweige, 
die das gesellschaftliche Gesamtprodukt erzeugen) zu 
verstehen. Bekanntlich umfaßt die Volkswirtschaft 
außerdem auch die Betriebe und Einrichtungen der 
Nichtproduktionssphäre, die nicht unmittelbar an der 
Produktion materieller Gebrauchswerte beteiligt sind. 
Zur Volkswirtschaft gehören „alle Betriebe und Ein­
richtungen der Produktion und Zirkulation (Industrie, 
Bauwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft, Verkehr, 
Post- und Fernmeldew.esen, Handel und sonstige Zweige, 
wie Projektierungsbetriebe), der dienstleistenden Wirt­
schaft, des Finanzwesens, der sozialen und kulturellen 
Bereiche, der staatlichen Verwaltung und der . gesell­
schaftlichen Organisationen“1. Das bedeutet, daß nicht 
nur leitende Wirtschaftsfunktionäre, sondern auch Lei­
ter bzw. leitende Mitarbeiter aus solchen Bereichen der 
Nichtproduktionssphäre Subjekt des Vertrauensmiß­
brauchs sein können.
Die Volkswirtschaft umfaßt auch verschiedene Eigen­
tumsformen. Daraus folgt, daß sich der Anwendungs-

1 Vgl. Kleines politisches Wörterbuch, Berlin 1987, S. 895 f. 
(Stichwort „Volkswirtschaft“).
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